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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Ihnen nun vorliegende Branchenbrief möchte Sie über wesentliche, vollzogene oder geplante Änderungen im Steuer- 

und Wirtschaftsrecht der letzten Monate informieren und Ihnen Anlass bieten, auch bestehende Sachverhalte zu 

überprüfen. Bitte lesen Sie im Einzelnen: 
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1. Kann die Steuererklärung wirksam per Fax übermittelt werden? 

Wer seine Einkommensteuererklärung eigenhändig unterschreibt und dann per Fax an das 

Finanzamt schickt, hat sie wirksam abgegeben. Die Voraussetzung einer eigenhändigen 

Unterzeichnung der Erklärung ist damit erfüllt. 

A erzielte im Streitjahr 2007 ausschließlich Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit. Ihre 

Steuerberaterin S erstellte für sie am 28.12.2011 die komprimierte Einkommensteuererklärung und 

warf sie in den Briefkasten der urlaubsbedingt abwesenden A ein, wo sie von deren Tochter T 

aufgefunden wurde. T faxte die erste Seite (Deckblatt) der Erklärung an den Urlaubsort der A. Auf 
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diesem Blatt leistete sie ihre Unterschrift und faxte es zurück an T. Diese reichte am 30.12.2011 das 

Deckblatt zusammen mit der von S erstellten komprimierten Erklärung beim Finanzamt ein. Außerdem 

übermittelte S die Erklärung über das ELSTER-Portal ohne Zertifizierung an das Finanzamt. Am 

24.1.2012 unterschrieb A erneut ein Erklärungs-Deckblatt beim Finanzamt. 

Dem Finanzamt genügte die gefaxte Unterschrift jedoch nicht und es lehnte den Antrag der A auf 

Veranlagung ab, da die Festsetzungsfrist seiner Ansicht nach abgelaufen war. Das Finanzgericht gab 

dagegen der Klage statt. 

Entscheidung 

Auch der Bundesfinanzhof entschied zugunsten der Klägerin und sieht das Formerfordernis der 

eigenhändigen Unterschrift als erfüllt an. Denn es liegt eine Unterschrift "von der Hand" der A vor. 

Dass das unterschriebene Deckblatt beim Finanzamt als Faxkopie eingereicht wurde, steht dem nicht 

entgegen. Denn sowohl die Steuererklärung als auch die Unterschrift des Steuerpflichtigen können per 

Fax an das Finanzamt übermittelt oder in Faxkopie beim Finanzamt vorgelegt werden. 

Das Schriftlichkeitserfordernis soll gewährleisten, dass der Inhalt der Erklärung und die erklärende 

Person zuverlässig festgestellt werden können. Darüber hinaus soll dadurch sichergestellt werden, 

dass das Schriftstück mit Wissen und Wollen des Erklärenden an das Gericht gesandt wurde. 

Außerdem soll gewährleistet werden, dass der Steuerpflichtige die Verantwortung für die Angaben in 

der Steuererklärung übernimmt. Diese Zwecke werden auch erfüllt, wenn der Steuerpflichtige die 

Einkommensteuererklärung unterschreibt und sie per Telefax an das Finanzamt schickt. 

2. Einkommensteuer 2014: Veranlagung startet ab Mitte März 

Die Finanzämter können erst ab Mitte März beginnen, die Einkommensteuererklärungen 2014 zu 

bearbeiten. Denn Arbeitgeber, Versicherungen und andere Institutionen haben bis Anfang März 

Zeit, die für die Steuerberechnung benötigten Daten elektronisch an die Finanzverwaltung zu 

übermitteln. 

Dabei handelt es sich z. B. um Lohnsteuerbescheinigungen, Rentenbezugsmitteilungen oder die 

Beitragsdaten zur Altersvorsorge und zur Kranken- und Pflegeversicherung. Diese Daten werden 

aufbereitet und an die jeweiligen Finanzämter weitergeleitet. Dies dauert einige Tage, sodass die 

Finanzämter in der Regel Mitte März mit der Bearbeitung der Einkommensteuererklärungen für das 

Vorjahr beginnen können. Vorher sind auch keine Einkommensteuerbescheide zu erwarten. 

3. Ordnungsgemäße Buchführung im IT-Zeitalter 

Das Bundesfinanzministerium hat ein 38-seitiges Schreiben zu den Grundsätzen zur 

ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen 

in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff (GoBD) veröffentlicht. 

Die betrieblichen Abläufe in den Unternehmen werden ganz oder teilweise unter Einsatz von 

Informations- und Kommunikations-Technik abgebildet. Auch die nach außersteuerlichen oder 

steuerlichen Vorschriften zu führenden Bücher und sonst erforderlichen Aufzeichnungen werden in den 

Unternehmen zunehmend in elektronischer Form geführt (z. B. als Datensätze). Darüber hinaus 

werden in den Unternehmen zunehmend die aufbewahrungspflichtigen Unterlagen in elektronischer 

Form (z. B. als elektronische Dokumente) aufbewahrt. 

Das Bundesfinanzministerium äußert sich in diesem Zusammenhang in dem Schreiben vom 

14.11.2014 zu folgenden Themen: 

• Verantwortlichkeit 

• Allgemeine Anforderungen 

• Belegwesen (Belegfunktion) 

• Aufzeichnung der Geschäftsvorfälle in zeitlicher Reihenfolge und in sachlicher Ordnung 

(Grund(buch)aufzeichnungen, Journal- und Kontenfunktion) 
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• Internes Kontrollsystem (IKS) 

• Datensicherheit 

• Unveränderbarkeit, Protokollierung von Änderungen 

• Aufbewahrung 

• Nachvollziehbarkeit und Nachprüfbarkeit 

• Datenzugriff 

• Zertifizierung und Software-Testate 

4. Neue Sachbezugswerte ab 1.1.2015 

Ab 1.1.2015 erhöht sich der Sachbezugswert für Unterkunft und Miete auf 223 EUR. Der 

Monatswert für Verpflegung bleibt 2015 unverändert bei 229 EUR. 

Die Sachbezugswerte sind für das Jahr 2015 angepasst worden. Gegenüber dem Jahr 2014 ergibt 

sich ein Anstieg nur bei dem Wert für Unterkunft und Miete. Der Wert für Verpflegung hat sich 

gegenüber dem Vorjahr nicht verändert. 

Entwicklung der Verbraucherpreise 

Die Entwicklung der Verbraucherpreise ist für die Sachbezugswerte für Verpflegung und Unterkunft 

maßgebend. Für das Jahr 2015 ist der Verbraucherpreisindex im Zeitraum von Juni 2013 bis Juni 2014 

relevant. Der Verbraucherpreisindex für Verpflegung hat sich gegenüber dem Vorjahr nicht verändert. 

Der Verbraucherpreisindex für Unterkunft oder Mieten stieg um 1,1 %. 

Sachbezugswert für Verpflegung 

Der Monatswert für Verpflegung bleibt ab 1.1.2015 bei 229 EUR. Für verbilligte oder unentgeltliche 

Mahlzeiten 2015 sind 

• für ein Frühstück 1,63 EUR und 

• für ein Mittag- oder Abendessen 3,00 EUR 

anzusetzen. 

Unterkunft und Miete als Sachbezug 

Der Wert für Unterkunft oder Mieten steigt ab 1.1.2015 von 221 EUR auf 223 EUR. Damit sind für den 

Quadratmeter im Jahr 2015 3,92 EUR und bei einfacher Ausstattung 3,20 EUR je Quadratmeter 

anzusetzen. 

Sofern der Tabellenwert nach Lage des Einzelfalls unbillig wäre, kann der Wert der Unterkunft auch 

mit dem ortsüblichen Mietpreis bewertet werden. 

Neue Sachbezugswerte sind ab 1.1.2015 anzusetzen 

Die geänderte SvEV trat am 1.1.2015 in Kraft. Die neuen Sachbezugswerte 2015 können bereits ab 

dem ersten Abrechnungsmonat des Jahres 2015 angewendet werden. Die Sachbezüge sind 2015 in 

Höhe der neu festgesetzten Werte einheitlich sowohl steuerpflichtig als auch beitragspflichtig in der 

Sozialversicherung. 

5. Elektronische Kontoauszüge: Aufbewahrung und Archivierung 

Banken übermitteln Kontoauszüge an ihre Kunden zunehmend nur in digitaler Form. Da es sich 

hierbei um originär digitale Dokumente handelt, müssen sie aufbewahrt werden. Der Ausdruck 

des elektronischen Kontoauszugs und die anschließende Löschung des digitalen Dokuments 

verstoßen gegen die gesetzlichen Aufbewahrungspflichten. 

Der Grund: Der Ausdruck stellt nur eine Kopie des elektronischen Kontoauszugs dar; beweisrechtlich 

ist er einem originären Papierkontoauszug nicht gleichgestellt. 
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Bücher und andere erforderliche Aufzeichnungen können grundsätzlich auch auf Datenträgern geführt 

werden. Die Form der Buchführung und das dabei angewandte Verfahren müssen jedoch den 

Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) und ordnungsmäßiger DV-gestützter 

Buchführungssysteme (GoBS) entsprechen. Diese Grundsätze sind vor allem für den Fall der 

maschinellen Weiterverarbeitung der Kontoauszugsdaten zu beachten. 

Die ausschließlich digitale Aufbewahrung setzt voraus, dass standardisierte Sicherheitsverfahren 

eingesetzt werden und die Verfahren und die vorhandenen Daten den Anforderungen hinsichtlich der 

Vollständigkeit, Richtigkeit und Unveränderbarkeit entsprechen. 

Gehen Unterlagen in digitaler Form ein, sind sie in dieser Form aufzubewahren. Innerhalb der 

Aufbewahrungsfrist dürfen sie nicht verändert oder gelöscht werden. Bei elektronischen 

Kontoauszügen müssen deshalb insbesondere folgende Kriterien erfüllt sein: 

• Während der Aufbewahrungsfrist müssen die Daten jederzeit verfügbar sein und unverzüglich 

lesbar gemacht werden können. Dies gilt auch für die gesetzlich geregelten Befugnisse der 

Finanzbehörde (Datenzugriff). 

• Die System- und Verfahrensdokumentation muss erkennen lassen, auf welche Weise 

elektronische Eingangsdokumente aufbewahrt, archiviert und weiterverarbeitet werden. 

• Das eingesetzte DV-Verfahren muss gewährleisten, dass alle Informationen, die einmal in den 

Verarbeitungsprozess eingeführt worden sind, erfasst und zudem nicht mehr unterdrückt oder 

ohne Kenntlichmachung überschrieben, gelöscht, geändert oder verfälscht werden können. Bei 

originär digitalen Dokumenten muss hard- und softwaremäßig sichergestellt sein, dass eine 

Bearbeitung während des Übertragungsvorgangs auf das Speichermedium nicht möglich ist. 

• Der Buchführungspflichtige muss Verfahrenskontrollen zur Überprüfung der Vollständigkeit und 

Richtigkeit der Geschäftsvorfälle sowie deren Bestätigung durchführen. 

Werden Kontoumsatzdaten an den Bankkunden in auswertbaren Formaten (z. B. als xls- oder csv-

Datei) übermittelt, dient dies in der Regel der maschinellen Weiterverarbeitung der Umsatzdaten im 

empfangenden System. Bei dieser Form der Übermittlung muss die Unveränderbarkeit der 

empfangenen Daten von der Einspielung in das System bis zum erfassten und verarbeiteten 

Buchungssatz sichergestellt sein. Soweit also Kontoinformationen in digitaler Form an DV-gestützte 

Buchführungssysteme übermittelt werden, sind sie dort aber – z. B. in Form von 

Buchungssatzvorschlägen – änderbar oder unterdrückbar, ist allein die digitale Aufbewahrung der xls- 

oder csv-Datei nicht ausreichend. Das eingesetzte System muss die Unveränderbarkeit der Daten bis 

zur buchungsmäßigen Verarbeitung des Geschäftsvorfalls gewährleisten und dies muss auch in der 

Verfahrensdokumentation entsprechend beschrieben werden. 

6. Wird der Mindestlohn eingehalten? Das Hauptzollamt prüft 

Durch den Mindestlohn haben Arbeitgeber seit 1.1.2015 zum einen neue 

Aufzeichnungspflichten. Zum anderen müssen aber auch die Sozialversicherungsbeiträge 

entsprechend ermittelt und abgeführt werden. Das Hauptzollamt prüft, ob die Bestimmungen 

korrekt eingehalten werden. 

Aufzeichnungspflichten 

Arbeitgeber von geringfügig Beschäftigten sind verpflichtet, spätestens bis zum 7. Kalendertag, der auf 

den Tag der Arbeitsleistung folgt, den Beginn, das Ende und die Dauer der täglichen Arbeitszeit 

aufzuzeichnen. Das gilt unabhängig von der Branche oder dem Wirtschaftszweig, dem sie angehören. 

Betriebsprüfungen 

Die Zollverwaltung ist durch den Gesetzgeber beauftragt worden, Schwarzarbeit, illegale 

Beschäftigung und Lohndumping zu bekämpfen. Ab 2015 setzt der gesetzlich vorgeschriebene 

Mindestlohn einen neuen Schwerpunkt. 
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Die Betriebsprüfungen werden vom Arbeitsbereich Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) der 

Hauptzollämter durchgeführt. Unterstützt werden die Prüfer z. B. durch die Agenturen für Arbeit, die 

Rentenversicherungsträger, die Arbeitsschutzbehörden und die Finanzbehörden. 

Liegen konkrete Verdachtsmomente vor, sind die Prüfer des Hauptzollamtes verpflichtet, ein Straf- 

oder Ordnungswidrigkeitsverfahren einzuleiten. 

Kontrolle der Einhaltung sozialversicherungsrechtlicher Pflichten 

Arbeitgeber müssen bestimmte Melde-, Beitrags- und Aufzeichnungspflichten erfüllen. Das 

Hauptzollamt prüft u. a., ob die Arbeitsbedingungen nach dem Arbeitnehmerentsendegesetz, dem 

Mindestlohngesetz und dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz eingehalten werden. Dazu zählen z. B. 

die Mindestlöhne, der Mindesturlaub und die Zahlung von Sozialkassenbeiträgen. 

Kontrolle von Leistungsmissbrauch und Steuerhinterziehung 

Das Hauptzollamt kontrolliert, ob die bei einer Prüfung angetroffenen Personen zu Unrecht 

Sozialleistungen erhalten und oder erhalten haben. Vielfach handelt es sich dabei um Arbeitslosengeld 

oder Arbeitslosengeld II. 

Darüber hinaus wird geprüft, ob Anhaltspunkte für die Verletzung von steuerlichen Pflichten vorliegen. 

Mitwirkung bei der Prüfung 

Arbeitgeber können zu einem schnellen und reibungslosen Ablauf der Prüfung beitragen. Dafür sollten 

sie die 

• Prüfer bei der Personenerfassung unterstützen, 

• geforderten Unterlagen vorgelegen und 

• erforderlichen Auskünfte erteilen. 

In bestimmten Wirtschaftszweigen, z. B. Bau-, Gaststätten-, Gebäudereinigungs- oder 

Speditionsgewerbe, besteht die Pflicht, Ausweispapiere mitzuführen und den Prüfern auf Verlangen 

vorzulegen. Die Pflicht gilt für alle tätigen Personen, also auch für Selbstständige und Arbeitgeber. 

Arbeitgeber sind verpflichtet, jeden ihrer Arbeitnehmer nachweislich und schriftlich auf die 

Mitführungspflicht hinzuweisen, den Hinweis aufzubewahren und den Prüfern vorzulegen. 

7. Verletzung von Ermittlungspflichten: Finanzamt darf Bescheid nicht ändern. Oder doch? 

Das Finanzamt darf einen Änderungsbescheid zuungunsten des Steuerpflichtigen wegen neuer 

Tatsachen grundsätzlich nicht erlassen, wenn ihm die Tatsache infolge Verletzung von 

Ermittlungspflichten verborgen geblieben ist. Das verbietet der Grundsatz von Treu und 

Glauben. Ausnahme: Die Verletzung der Mitwirkungspflicht durch den Steuerpflichtigen wiegt 

schwerer. 

Hintergrund 

Der Kläger erklärte in der Einkommensteuererklärung für das Jahr 2008 Schuldzinsen in Höhe von 

34.073 EUR. Beigefügt war eine Abrechnung der Bank vom 6.4.2009 für das 1. Quartal 2009. Da in 

dieser Abrechnung auch Zinsen für die "Vorperiode (2008)" von mehr als 34.522 EUR ausgewiesen 

waren, berücksichtigte das Finanzamt die Schuldzinsen wie beantragt. 

Bei der Veranlagung für 2009 stellte sich aufgrund einer Zinsbescheinigung der Bank vom 6.12.2011 

heraus, dass der Kläger im Jahr 2008 tatsächlich nur Schuldzinsen in Höhe von 16.081 EUR gezahlt 

hatte. Das Finanzamt änderte den bereits bestandskräftigen Einkommensteuerbescheid 2008 wegen 

einer neuen Tatsache zuungunsten des Klägers. Der Kläger ist der Ansicht, das Finanzamt hätte 

wegen der Verletzung der Amtsermittlungspflicht den Bescheid nicht korrigieren dürfen. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht schloss sich dem Finanzamt an und hat entschieden, dass der Bescheid für 2008 

geändert werden durfte. Der Grundsatz von Treu und Glauben steht dem nicht entgegen. 
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Es liegt zum einen eine neue Tatsache vor. Bei Erlass des ursprünglichen Bescheids waren die 

tatsächlich im Jahr 2008 gezahlten Zinsen dem zuständigen Sachbearbeiter nicht bekannt. 

Zum anderen liegt keine die Änderung ausschließende Pflichtverletzung vor. Zwar hätte der 

Sachbearbeiter angesichts der Verzugszins-/Gebührenabrechnung für das 1. Quartal 2009 bei etwas 

Überlegung auch zu dem Schluss kommen können, dass Verzugszinsen in dem dort bezeichneten 

Zeitraum nur entstanden sein können, wenn Zahlungen im Jahr 2008 nicht vollständig erfolgt sind. 

Diese Pflichtverletzung wurde jedoch durch die Verletzung der Mitwirkungspflicht des Klägers 

überlagert. 

8. Nach Teil-Einspruchsentscheidung kein erneuter Einspruch möglich 

Ergeht vor Ablauf der Einspruchsfrist eine Teil-Einspruchsentscheidung, ist ein nochmaliger 

Einspruch nicht zulässig. 

Hintergrund 

In ihrer Einkommensteuererklärung machten Ehepartner u. a. Reisekosten geltend, die das Finanzamt 

aber nur zu 80 % anerkannte. Sie legten Einspruch ein, allerdings nur gegen die Kürzung der als 

außergewöhnliche Belastung geltend gemachten Krankheitskosten um die zumutbare Belastung, nicht 

wegen der nicht anerkannten Reisekosten. 

Das Finanzamt erließ noch vor Ablauf der Einspruchsfrist eine Teil-Einspruchsentscheidung. Der 

Einspruch wurde, soweit er nicht die Kürzung der außergewöhnlichen Belastungen betraf, als 

unbegründet zurückgewiesen; das Finanzamt wies darüber hinaus darauf hin, dass die Eheleute 

ansonsten keine Einwände gegen die Steuerfestsetzung erhoben hätten. 

Noch innerhalb der Einspruchsfrist legten die Ehegatten erneut Einspruch gegen den 

Einkommensteuerbescheid ein und beantragten jetzt die Berücksichtigung der Fahrtkosten. 

Das Finanzamt verwarf den zweiten Einspruch als unzulässig. Auch vor dem Finanzgericht hatten die 

Ehepartner keinen Erfolg; es wies die Klage mit der Begründung ab, ein erneuter Einspruch innerhalb 

der Einspruchsfrist sei unzulässig, wenn der erste Einspruch innerhalb der Rechtsbehelfsfrist durch 

Teil-Einspruchsentscheidung abgewiesen worden ist. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof wies die Revision als unbegründet zurück und entschied, dass das Finanzamt 

den zweiten Einspruch zu Recht als nicht zulässig verworfen hat. 

Zwar ist gegen Steuerbescheide der Einspruch statthaft. Soweit das Einspruchsverfahren jedoch durch 

eine wirksame Einspruchsentscheidung abgeschlossen wird, können Verwaltungsakten nur noch mit 

der Klage angefochten werden. Ein erneuter Einspruch gegen die Steuerfestsetzung ist nicht mehr 

zulässig. 

Eine Auslegung des zweiten Einspruchs als Klage gegen die Einkommensteuerfestsetzung in der 

Gestalt der Teileinspruchsentscheidung lehnt der Bundesfinanzhof für den Streitfall ab. Denn die 

Eheleute hatten ausdrücklich Einspruch eingelegt und nicht den Willen zu einer gerichtlichen 

Überprüfung der Teil-Einspruchsentscheidung erkennen lassen. Schließlich lagen auch die 

Voraussetzungen für eine schlichte Änderung nicht vor. Denn die Eheleute hatten erst nach Ablauf der 

Klagefrist ihre Änderungswünsche betreffend die Reisekosten konkretisiert. 

9. Mindestlohn: Neue Dokumentationspflichten unbedingt beachten 

Arbeitgeber kennen bereits die Pflicht zum Führen von Entgeltunterlagen für Minijobber. Ab 

1.1.2015 wird es eine weitere gesetzliche Dokumentationspflicht geben. Damit soll das 

Einhalten der Mindestlohnbestimmungen kontrolliert werden. Bei Nichtbeachtung droht ein 

Bußgeld. 

Bereits bestehende Aufzeichnungspflichten 

Arbeitgeber müssen die für die Versicherungsfreiheit maßgebenden Angaben in den Entgeltunterlagen 

des Minijobbers aufzeichnen. Nachweise, aus denen die erforderlichen Angaben ersichtlich sind, sind 
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zu den Entgeltunterlagen zu nehmen. Es müssen also schon jetzt Dokumentationspflichten über die 

regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit und die tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden beachtet werden. 

Künftige Aufzeichnungspflichten bei MinijobbernAb 1.1.2015 sind Arbeitgeber geringfügig 

Beschäftigter verpflichtet, 

• Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit 

• spätestens bis zum Ablauf des 7. auf den Tag der Arbeitsleistung folgenden Kalendertags 

zu dokumentieren und diese Aufzeichnung mindestens 2 Jahre lang aufzubewahren. 

Diese Aufzeichnungen sind zu den Entgeltunterlagen für die Sozialversicherung zu nehmen. 

Formvorschriften, wie die Unterlagen im Detail zu führen sind, gibt es jedoch nicht. 

Wann ein Bußgeld droht 

Wer als Arbeitgeber geringfügig Beschäftigter seinen Aufzeichnungs- und Dokumentationspflichten 

zukünftig nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise nachkommt, 

handelt ordnungswidrig. Es droht ein Bußgeld von bis zu 30.000 EUR. 

10. Bilanzberichtigung: Subjektiver Fehlerbegriff wird aufgegeben 

Ist eine Steuerbilanz auch dann fehlerhaft, wenn der vom Steuerpflichtigen aufgestellten Bilanz 

eine rechtliche Beurteilung zugrunde liegt, die zwar objektiv unzutreffend ist, aus Sicht eines 

ordentlichen und gewissenhaften Kaufmanns im Zeitpunkt der Aufstellung jedoch vertretbar 

war? 

Der Große Senat des Bundesfinanzhofs hat diese umstrittene Frage bejaht und entschieden, dass die 

objektive Rechtslage maßgebend ist – und damit den subjektiven Fehlerbegriff aufgegeben. Die 

Entscheidung hat große praktische Bedeutung, vor allem im Hinblick auf die steuerlichen 

Konsequenzen, die mit der Aufgabe des subjektiven Fehlerbegriffs für die Bilanzierungspraxis 

verbunden sind. 

Die bisherige Rechtslage 

Bisher konnte eine durch eine Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs geänderte 

Verwaltungsauffassung zu einer bestimmten Rechtsfrage frühestens in der ersten Bilanz berücksichtigt 

werden, die nach dem Datum der Entscheidung des Bundesfinanzhofs aufzustellen war; spätestens in 

der ersten nach der amtlichen Veröffentlichung der Entscheidung im Bundessteuerblatt 

aufzustellenden Bilanz. Hatte der Steuerpflichtige bis zur amtlichen Veröffentlichung keine 

Bilanzberichtigung vorgenommen, konnte er dies rückwirkend bis zur ersten nach dem 

Entscheidungsdatum aufgestellten Bilanz nachholen. Darüber hinaus kam eine rückwirkende 

Berichtigung von Bilanzen nicht in Betracht. Aufgrund des subjektiven Fehlerbegriffs wurde davon 

ausgegangen, dass bis zur Änderung der Verwaltungsauffassung die Bilanz als subjektiv richtig zu 

werten war. 

Die neue Rechtslage 

Hinsichtlich bilanzieller Rechtsfragen hat der Große Senat des Bundesfinanzhofs den subjektiven 

Fehlerbegriff aufgegeben. Auch wenn die rechtliche Beurteilung des Steuerpflichtigen aus der Sicht 

eines ordentlichen und gewissenhaften Kaufmanns im Zeitpunkt der Bilanzaufstellung vertretbar war, 

ist das Finanzamt nur an die objektiv richtige Rechtslage am Bilanzstichtag gebunden. 

Eine Bilanzberichtigung ist bei Änderung der Verwaltungsauffassung grundsätzlich ab der ersten noch 

änderbaren Bilanz möglich. Die Bilanzberichtigung muss vom Steuerpflichtigen selbst vorgenommen 

werden; das Finanzamt ist jedoch berechtigt und verpflichtet, eine eigenständige Gewinnermittlung der 

Besteuerung zugrunde zu legen. 

11. Land- und Forstwirtschaft: Wie wird eine Versicherungsentschädigung steuerlich 

berücksichtigt? 
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Diese bisher strittige Frage hat der Bundesfinanzhof jetzt geklärt. Erhält ein landwirtschaftlicher 

Betrieb eine Entschädigung für die Zerstörung eines Anlageguts durch höhere Gewalt, ist diese 

als Sondergewinn dem Durchschnittssatzgewinn hinzuzurechnen. 

Hintergrund 

Der Landwirt L ermittelte den Gewinn aus seinem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb nach 

Durchschnittssätzen. Durch einen Brand wurden Stall und Scheune vollständig zerstört. Die 

Brandversicherung leistete dafür eine Entschädigung von 155.000 EUR. In den Jahren 01 bis 03 

wurden die Gebäude teilweise wieder aufgebaut. Zum Jahresende 03 verkaufte L den Grundbesitz mit 

den teilweise fertigen Gebäuden an verschiedene Erwerber. 

Neben seinen laufenden Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft erklärte L für das Jahr 03 einen 

Aufgabegewinn aus der Veräußerung, erfasste dabei jedoch die Versicherungsentschädigung nicht. 

Das Finanzamt bezog die Versicherungsentschädigung dagegen in den Aufgabegewinn ein. 

Das Finanzgericht war auf der Seite des Steuerpflichtigen und berücksichtigte die Entschädigung nicht 

als Sondergewinn. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof schließt sich der Ansicht des Finanzamts an und hat entschieden, dass die 

Gewinne aus Entschädigungen für die Zerstörung eines Wirtschaftsguts durch höhere Gewalt als 

Sondergewinne in den Durchschnittssatzgewinn einzubeziehen sind. 

Die gesetzliche Regelung besagt, dass Gewinne aus der Auflösung einer Rücklage für 

Ersatzbeschaffung in den Durchschnittssatzgewinn einzubeziehen sind. Der Gesetzgeber wollte damit 

auch die Gewinne, die durch die Bildung einer Rücklage zunächst der Versteuerung im Jahr seiner 

Entstehung entzogen wurden, berücksichtigen. Diese Regelung ist dahingehend auszulegen, dass der 

Gewinn, der durch das Ausscheiden eines Wirtschaftsguts infolge höherer Gewalt entstanden ist, in 

den Durchschnittssatzgewinn einzubeziehen ist. Deshalb gehören hierzu auch die Gewinne, die nicht 

in eine Rücklage für Ersatzbeschaffungen eingestellt wurden. 

12. Einspruch: Eine einfache E-Mail soll genügen 

Ein Einspruch kann auch durch eine einfache E-Mail eingelegt werden. Die obersten 

Finanzbehörden des Bundes und der Länder halten insoweit an ihrer Auffassung fest. 

Hintergrund 

Das Finanzgericht Hessen hatte entschieden, dass eine Einspruchseinlegung mittels einfacher E-Mail 

ausgeschlossen ist. Grund ist nach Ansicht des Gerichts das Gesetz zur Förderung der elektronischen 

Verwaltung sowie zur Änderung weiterer Vorschriften vom 25.7.2013, das die qualifizierte DE-Mail 

ausdrücklich zugelassen hat. 

Auffassung der Verwaltung 

Nach der gesetzlichen Regelung ist zwar ein Einspruch schriftlich oder elektronisch einzureichen oder 

zur Niederschrift zu erklären. Die Begriffe "schriftlich oder elektronisch" erfassen jedoch auch einfache 

Formen elektronischer Kommunikation. 

Darüber hinaus handelt es sich bei dem Urteil des Hessischen Finanzgerichts um eine nicht 

rechtskräftige Entscheidung. Die Revision ist beim Bundesfinanzhof anhängig. Außerdem sind in 

einem weiteren gesetzlichen Vorhaben weitere Maßnahmen zur Erleichterung der elektronischen 

Kommunikation mit den Finanzbehörden geplant. 

13. Berichtigung bei Fehlbeurteilung des Vorsteuerabzugs 

Darf das Finanzamt einen rechtlich unzutreffend gewährten Vorsteuerabzug in den Folgejahren 

korrigieren oder kann es nur eine rückwirkende Änderung der ursprünglichen 

Steuerfestsetzung vornehmen? Eine Antwort darauf lieferte jetzt das Thüringer Finanzgericht. 

Hintergrund 

Ein Unternehmer erwarb in 2002 ein Fahrzeug und machte die entstandene Umsatzsteuer in voller 
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Höhe als Vorsteuer geltend. Das Finanzamt stimmte der Umsatzsteuererklärung zu, obwohl nach 

damaliger Rechtslage nur ein Vorsteuerabzug von 50 % zulässig war. Da der Unternehmer das 

Fahrzeug in der Folgezeit nicht seinem Unternehmensvermögen zuordnete (= materiell-rechtliche 

Voraussetzung für den Vorsteuerabzug), berichtigte das Finanzamt die Vorsteuer für die Folgejahre; 

entsprechende Änderungsbescheide ergingen in 2009. Eine Änderung der ursprünglich fehlerhaften 

Umsatzsteuerfestsetzung 2002 war wegen abgelaufener Festsetzungsfrist nicht mehr möglich. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht entschied, dass das Finanzamt nicht zur Vorsteuerberichtigung berechtigt war. 

Denn vorliegend hatte sich nicht die rechtliche Beurteilung der Ausgangsumsätze als 

steuerpflichtig/steuerfrei geändert, sondern das Finanzamt hatte versucht, eine frühere rechtliche 

Fehlbeurteilung zu korrigieren. Eine Berichtigung aus diesen Gründen hielt das Finanzgericht aber 

nicht für zulässig, da § 15a Abs. 1 UStG lediglich eine geänderte Verwendung von Wirtschaftsgütern 

erfasst und nicht die Fehlbeurteilung eines Vorsteuerabzugs. Letztere kann allenfalls über die 

allgemeinen Änderungsvorschriften der Abgabenordnung korrigiert werden (Änderung der ursprünglich 

fehlerhaften Steuerfestsetzung), was im Urteilsfall jedoch nicht mehr zulässig war. 

14. Investitionsabzugsbetrag: Berechnung der Betriebsgröße 

Die für den Investitionsabzugsbetrag maßgebliche Betriebsgröße ist bei bilanzierenden 

Unternehmen aus dem in der Steuerbilanz ausgewiesenen Kapitalkonto abzuleiten. In der 

Handelsbilanz ausgewiesene Ansprüche auf Investitionszulage bleiben dabei unberücksichtigt. 

Hintergrund 

Das steuerliche Kapitalkonto der Klägerin betrug zum 31.12.2009 325.000 EUR. Ein Anspruch auf 

Investitionszulage von ca. 43.000 EUR wurde dabei nicht berücksichtigt. Das Finanzamt erfasste auch 

diesen Anspruch, sodass der für 2009 maßgebliche Grenzwert für die Betriebsgröße von 335.000 EUR 

überschritten wurde und versagte den beantragten Investitionsabzugsbetrag. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht gab der hiergegen gerichteten Klage statt. Nach Auffassung des Finanzgerichts 

muss der Anspruch auf Investitionszulage für das abgelaufene Wirtschaftsjahr in der Handelsbilanz 

ausgewiesen werden. Steuerrechtlich sei er, jedenfalls für Zwecke des § 7g EStG nicht zu 

berücksichtigen, weil die Werte der Handelsbilanz für die Größenmerkmale unerheblich seien. Der 

Anspruch auf Investitionszulage sei in der Steuerbilanz nicht zu erfassen und beeinflusse die Höhe des 

Betriebsvermögens somit nicht. 

Die Investitionszulage sei ausdrücklich von der Steuerpflicht ausgenommen und falle unter keine 

Einkunftsart. Der Anspruch auf Investitionszulage sei keine Forderung im Sinne der Steuerbilanz. 

Daraus folge, dass in der Handelsbilanz ein anderer Wert anzusetzen sei als in der Steuerbilanz. Das 

Investitionszulagengesetz beabsichtige die Vermeidung steuerlicher Gewinnauswirkungen der 

Investitionszulage. Eine Berücksichtigung des Anspruchs bei der Ermittlung der Betriebsgröße 

konterkariere den Sinn und Zweck der steuerlichen Förderung, denn sowohl die Investitionszulage als 

auch der Investitionsabzugsbetrag sollen die Liquidität von kleinen und mittelständischen 

Unternehmen stärken. Steuerrechtlich sei die Investitionszulage als außerbilanzieller Posten daher für 

die Berechnung des Betriebsvermögens unschädlich. 

15. Lohnsteuer-Nachschau: Wenn das Finanzamt spontan vorbeischaut 

Lohnsteuer-Nachschau ohne Ankündigung möglich 

Die Lohnsteuer-Nachschau muss nicht angekündigt werden. Der Arbeitgeber hat dem mit der 

Lohnsteuer-Nachschau beauftragten Amtsträger auf Verlangen Lohn- und Gehaltsunterlagen, 

Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere und andere Urkunden vorzulegen. Zudem muss er 

Auskünfte erteilen, soweit dies zur Feststellung steuerlich erheblicher Sachverhalte zweckdienlich ist. 
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Darüber hinaus haben die Mitarbeiter dem Amtsträger jede gewünschte Auskunft über Art und Höhe 

ihrer Einnahmen zu geben und auf Verlangen in ihrem Besitz befindliche Bescheinigungen über den 

Lohnsteuerabzug sowie Belege über bereits entrichtete Lohnsteuer vorzulegen. 

Nahtloser Übergang zur Außenprüfung zulässig 

Geben die bei der Lohnsteuer-Nachschau getroffenen Feststellungen hierzu Anlass, kann ohne 

vorherige Prüfungsanordnung zu einer Lohnsteuer-Außenprüfung übergegangen werden. Dies kann 

insbesondere angezeigt sein, 

• wenn bei der Lohnsteuer-Nachschau erhebliche Fehler beim Steuerabzug vom Arbeitslohn 

festgestellt wurden, 

• wenn der Sachverhalt im Rahmen der Lohnsteuer-Nachschau nicht abschließend geprüft werden 

kann und weitere Ermittlungen erforderlich sind, 

• wenn der Arbeitgeber seinen Mitwirkungspflichten im Rahmen der Lohnsteuer-Nachschau nicht 

nachkommt oder 

• wenn die Ermittlung aufgrund fehlenden Datenzugriffs nicht oder nur erschwert möglich ist. 

16. Ausgleichszahlung für rechtswidrig geleistete Mehrarbeit ist Arbeitslohn 

Erhält ein verbeamteter Feuerwehrmann von seinem Arbeitgeber eine Ausgleichszahlung für 

rechtswidrig erbrachte Mehrarbeit, muss er diese Gelder als Arbeitslohn versteuern. 

Hintergrund 

Ein Feuerwehrbeamter der städtischen Berufsfeuerwehr erhielt von seinem Arbeitgeber im Jahr 2012 

eine Ausgleichszahlung für rechtswidrig erbrachte Mehrarbeit in Höhe von 20.000 EUR, die er als 

steuerfreie Schadensersatzleistung anerkannt wissen wollte. Er argumentierte, dass die Gelder keinen 

Entlohnungs- oder Lohnersatzcharakter hätten, da entsprechende Schadensersatzansprüche nach der 

Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs vorrangig auf Freizeitausgleich (Naturalrestitution) 

gerichtet seien. Das Finanzamt setzte die Zahlungen hingegen als (ermäßigt zu besteuernden) 

Arbeitslohn an. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht Münster urteilte, dass das Amt die Zahlungen zu Recht als Arbeitslohn angesetzt 

hatte. 

Zu den Einnahmen aus nichtselbstständiger Arbeit gehören alle Güter in Geld- oder Geldeswert, die 

einem Arbeitnehmer aus dem Dienstverhältnis für das Zurverfügungstellen seiner individuellen 

Arbeitskraft zufließen. Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs werden Vorteile "für" eine 

Beschäftigung gewährt, wenn sie durch das individuelle Dienstverhältnis des Arbeitnehmers veranlasst 

sind – wenn also der Vorteil mit Rücksicht auf das Dienstverhältnis eingeräumt wird und sich die 

Leistung im weitesten Sinne (objektiv) als Gegenleistung für das Zurverfügungstellen der individuellen 

Arbeitskraft des Arbeitnehmers erweist. 

Legt man diese Grundsätze zugrunde, sind die streitbefangenen Ausgleichszahlungen letztlich dafür 

zugeflossen, dass der Arbeitnehmer seine individuelle Arbeitskraft zur Verfügung gestellt hat. 

Ob die Zahlung Ausfluss eines unionsrechtlichen Staatshaftungsanspruchs ist, konnte das 

Finanzgericht dahingestellt lassen, da das Bundesverwaltungsgericht bereits entschieden hatte, dass 

der zusätzliche Dienst eines Beamten und der damit verbundene Freizeitverlust nach nationalem 

Recht keinen Schaden darstellt; demnach steht dem Arbeitnehmer für unionsrechtswidrig geleistete 

Mehrarbeit (neben einem möglichen unionsrechtlichen Staatshaftungsanspruch) ein 

beamtenrechtlicher Ausgleichsanspruch zu. Diese Einordnung als auch die Berechnung der 

Ausgleichszahlung im Urteilsfall (angelehnt an das Gesetz über die Mehrarbeit von Feuerwehrleuten) 

sprachen für den Arbeitslohncharakter der Ausgleichszahlung. 

17. Wann Alkohol eine Kündigung rechtfertigt 
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Alkoholisiert Autofahren im Dienst, das geht nicht. Daher hatte das Arbeitsgericht Berlin die 

Kündigung eines Berufskraftfahrers bestätigt. Nicht so das Landesarbeitsgericht in zweiter 

Instanz: Da der alkoholabhängige Beschäftigte zu einer Therapie bereit war, kann die Krankheit 

eventuell geheilt werden. 

Natürlich verletze ein Berufskraftfahrer seine Hauptpflichten aus dem Arbeitsvertrag in erheblichem 

Maße, wenn er das Firmenfahrzeug unter Alkoholeinfluss am öffentlichen Straßenverkehr teilnehme, 

urteilte nun das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg. Allerdings hielten die Richter dem 

Beschäftigten seine Alkoholabhängigkeit zugute. Aufgrund der Krankheit sei dem Beschäftigten kein 

Schuldvorwurf zu machen. 

Bei Alkoholkrankheit: Bereit zur Therapie? 

Für eine wirksame Kündigung des Arbeitsverhältnisses ist in diesem Fall eine Prognose zu treffen: 

Wenn anzunehmen ist, dass der Arbeitnehmer aufgrund seiner Alkoholabhängigkeit seinen 

arbeitsvertraglichen Pflichten dauerhaft nicht nachkommen kann, kann die Kündigung gerechtfertigt 

sein. Von einer solchen negativen Prognose könne man jedoch nicht ausgehen, wenn der 

Arbeitnehmer – wie im entschiedenen Fall – im Zeitpunkt der Kündigung ernsthaft zu einer 

Alkoholtherapie bereit war. 

Im konkreten Fall war der Arbeitnehmer als Berufskraftfahrer beschäftigt und verursachte mit seinem 

Lkw unter Alkoholeinfluss (0,64 Promille) einen Unfall. Es entstand ein größerer Sachschaden, der 

Unfallgegner wurde dabei verletzt. Im Betrieb bestand ein absolutes Alkoholverbot. 

Bundesarbeitsgericht: Keine Therapie, keine positive Prognose 

Letztlich orientierte sich das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg am Bundesarbeitsgericht. Das 

oberste Arbeitsgericht entschied zum Beispiel über die Kündigung eines alkoholkranken Mitarbeiters; 

für den zweiten Senat kam es damals auf folgendes an: "Ist im Zeitpunkt der Kündigung die Prognose 

gerechtfertigt, der Arbeitnehmer biete aufgrund einer Alkoholsucht dauerhaft nicht die Gewähr, in der 

Lage zu sein, die vertraglich geschuldete Tätigkeit ordnungsgemäß zu erbringen, kann eine 

ordentliche Kündigung des Arbeitsverhältnisses gerechtfertigt sein." 

Das Bundesarbeitsgericht billigte damals die Kündigung, da der Mitarbeiter gerade nicht zu einer 

entsprechenden Therapie bereit war. "Für die Prognose im Hinblick auf die weitere Entwicklung einer 

Alkoholerkrankung kommt es entscheidend darauf an, ob der Arbeitnehmer zum Zeitpunkt der 

Kündigung bereit ist, eine Entziehungskur beziehungsweise Therapie durchzuführen. Lehnt er das ab, 

kann erfahrungsgemäß davon ausgegangen werden, dass er von seiner Alkoholabhängigkeit in 

absehbarer Zeit nicht geheilt wird", urteilte das Bundesarbeitsgericht. Da die Alkoholerkrankung zudem 

die betrieblichen Interessen erheblich beeinträchtigte und eine Interessenabwägung zugunsten des 

Arbeitgebers ausfiel, war die damalige Kündigung für das Bundesarbeitsgericht rechtmäßig. 

Landesarbeitsgericht: Abmahnung hätte genügt 

Im Ergebnis anders entschied nun das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg: Es lehnte die 

Kündigung im aktuellen Fall ab. Bei einer – im aktuellen Fall – bestehenden Therapiebereitschaft 

könne vom Arbeitgeber in der Regel erwartet werden, das Fehlverhalten abzumahnen und das 

Arbeitsverhältnis fortzusetzen. 

Das Arbeitsgericht Berlin hatte noch die ordentliche Kündigung für sozial gerechtfertigt gehalten. Die 

Arbeitsrichter urteilten: Ob alkoholerkrank oder nicht, dem Beschäftigten sei vorzuwerfen, eine Fahrt 

mit dem Kraftfahrzeug unter Alkoholeinfluss angetreten und hierdurch andere gefährdet zu haben. 

Wegen der Schwere der Pflichtverletzung rechtfertige dieses Verhalten die Kündigung – auch ohne 

Ausspruch einer Abmahnung. 

Arbeitsgericht: Keine Abmahnung wegen schwerer Pflichtverletzung 

Der Arbeitgeber müsse dafür Sorge tragen, dass das Alkoholverbot von allen Fahrern beachtet werde. 

Dies sei mit einer bloßen Abmahnung nicht zu erreichen, argumentierten noch die Richter der ersten 

Instanz. Auch habe der Arbeitnehmer letztlich keine Einsicht in sein Fehlverhalten gezeigt. 
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Dieser Argumentation ist das Landesarbeitsgericht letztlich nicht gefolgt. 

18. Steuerberater darf Einspruch nicht eigenmächtig zurücknehmen 

Nimmt ein Steuerberater einen Einspruch ohne vorherige Rücksprache mit seinem Mandanten 

zurück, verstößt er gegen seine Pflichten aus dem Beratungsvertrag und macht sich 

schadensersatzpflichtig.  

Hintergrund 

Streckt ein Steuerberater im Streit mit dem Finanzamt vorzeitig die Waffen ohne sich zuvor mit seinem 

Mandanten abzusprechen, so kann dieses Vorgehen für ihn in einer Schadensersatzzahlung münden. 

So geschehen kürzlich in einem Fall vor dem Bundesgerichtshof, in dem ein Steuerberater für seinen 

Mandanten die Kosten einer doppelten Haushaltsführung geltend gemacht hatte; der Mandant hatte 

seinen Ersthaushalt jedoch aus privaten Gründen vom Beschäftigungsort wegverlegt (sog. 

Wegverlegungsfall), was von der damals geltenden Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs nicht 

steuerlich anerkannt wurde. Nachdem das Finanzamt den Kostenabzug verwehrt hatte, legte der 

Berater zunächst im Auftrag seines Mandanten Einspruch ein. Als das Amt jedoch signalisierte, dass 

es an seiner ablehnenden Auffassung festhalten wird, nahm der Steuerberater den Einspruch am 

12.2.2009 zurück – ohne diesen Schritt mit seinem Mandanten zu besprechen. Es kam wie es 

kommen musste: 3 Wochen später, am 5.3.2009, änderte der Bundesfinanzhof seine Rechtsprechung 

und erkannte eine doppelte Haushaltsführung nun auch in Wegverlegungsfällen an. Aufgrund des 

zurückgenommenen Einspruchs konnte der Mandant nun nicht mehr von der 

Rechtsprechungsänderung profitieren, sodass er vom Berater einen Schadensersatz in Höhe der 

entgangenen Steuerersparnis verlangte. Das Amtsgericht verurteilte den Berater zur Zahlung von 

1.100 EUR und das Berufungsgericht folgte der Entscheidung. Auch die Revision des Beraters vor 

dem Bundesgerichtshof blieb nun ohne Erfolg 

Bundesgerichtshof nimmt Pflichtverletzung des Beraters an 

Der Bundesgerichtshof urteilte, dass der Berater gegen seine Pflichten aus dem Beratungsvertrag 

verstoßen hatte, indem er den Einspruch eigenmächtig zurückgenommen hatte. Nach der ständigen 

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs ist der Steuerberater grundsätzlich verpflichtet, die 

Weisungen seines Mandanten zu befolgen. Will er von dessen Weisungen abweichen, muss er ihn 

darüber informieren und (grundsätzlich) dessen Entscheidung abwarten. Da der Mandant das 

Misserfolgs- und Kostenrisiko des Auftrags trägt, hat er und nicht der steuerliche Berater die 

grundlegenden Entscheidungen darüber zu treffen, in welcher Weise seine Interessen wahrgenommen 

werden sollen. Trotz höherer Sachkunde darf ein Berater seine Entscheidung nicht an die Stelle 

derjenigen seines Mandanten stellen. 

Vorliegend hat der Berater mit seiner Einspruchsrücknahme gegen die Weisung seines Mandanten 

verstoßen, da ein Auftrag zur Einspruchseinlegung nach Ansicht des Bundesgerichtshofs in aller Regel 

zugleich beinhaltet, dass der Einspruch auch "durchgefochten" und eben nicht zurückgenommen wird. 

Pflichtverletzung hat Schaden versursacht 

Der Bundesgerichtshof ging zudem davon aus, dass die begangene Pflichtverletzung den vorliegend 

geltend gemachten Schaden des Mandanten auch verursacht hat. Zwar hatte der Berater mehrfach 

erklärt, dass sein Mandant einer Einspruchsrücknahme zugestimmt hätte, wenn er zuvor informiert 

worden wäre. Der Bundesgerichtshof ließ dieses Argument jedoch unberücksichtigt und zog 

stattdessen den Beweis des ersten Anscheins heran. Dieser sprach dafür, dass der Mandant der 

Einspruchsrücknahme nicht zugestimmt hätte. Denn er hatte die Einlegung eines Einspruchs zuvor 

beauftragt, obwohl die Zeichen gegen ihn standen (= die ständige Rechtsprechung des 

Bundesfinanzhofs seinem Anliegen entgegenstand). Daraus wird deutlich, dass er einen Kostenabzug 

nur mit "durchgefochtenem" Einspruch hätte erreichen können. 

Aussagen zur Pflichtlektüre eines Steuerberaters 

Das Berufungsgericht hatte die Pflichtverletzung zuvor noch darin gesehen, dass der Berater von dem 

möglicherweise anstehenden Rechtsprechungswechsel hätte wissen müssen. Demnach sei er 
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gehalten gewesen, den Jahresbericht des Bundesfinanzhofs zu lesen, in dem über das anhängige 

Revisionsverfahren berichtet worden sei. 

Der Bundesgerichtshof erteilte diesem Argument jedoch eine klare Absage und erklärte, dass dem 

Berater nicht vorgeworfen werden kann, dass er bei Rücknahme des Einspruchs auf den Fortbestand 

der (ablehnenden) Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zu Wegverlegungsfällen vertraut hatte. 

Denn ein Berater ist (ohne besonderen Anlass) nicht verpflichtet, die Jahresberichte des 

Bundesfinanzhofs einzusehen. Zum Themenkreis "Pflichtlektüre eines Steuerberaters" machte der 

Bundesgerichtshof zudem folgende Aussagen: 

• Ein Steuerberater darf grundsätzlich auf den Fortbestand der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung vertrauen. Er muss sich aber über deren Entwicklung anhand der amtlichen 

Sammlungen und der einschlägigen Fachzeitschriften unterrichten. 

• Eine Änderung der Rechtsprechung muss der Berater in Betracht ziehen, wenn ein oberstes 

Gericht sie in Aussicht stellt oder neue Entwicklungen in Rechtsprechung und 

Rechtswissenschaft sich auf eine ältere Rechtsprechung auswirken können und es zu einer 

bestimmten Frage an neueren höchstrichterlichen Erkenntnissen fehlt. 

• Ausnahmsweise kann der Berater verpflichtet sein, die Rechtsprechung der Instanzgerichte und 

das Schrifttum (einschließlich Aufsatzliteratur) heranzuziehen, wenn sich ein Rechtsgebiet 

eindeutig fortentwickelt und neue höchstrichterliche Rechtsprechung erwartet werden kann. Hat 

der Berater einen entsprechenden Fall zu bearbeiten, muss er auch Spezialzeitschriften 

durchsehen. 

• Als Pflichtlektüre eines Beraters kommen vor allem das Bundessteuerblatt und die Zeitschrift 

"Deutsches Steuerrecht" in Betracht. 

• Reine Entscheidungssammlungen wie z. B. die Zeitschrift "BFH/NV" muss der Berater nicht 

vollständig auswerten. 

• Die monatlich als Anlage zum Bundessteuerblatt erscheinende Liste der anhängigen Verfahren 

beim Bundesfinanzhof muss der Berater ebenfalls nicht durchsehen. 

• Die Zeitschrift "Der Ertragsteuerberater" gehört nicht zur Pflichtlektüre eines Steuerberaters. 
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1. Kann die Steuererklärung wirksam per Fax übermittelt werden? 

Der Sachverhalt aus dem BFH-Urteil vom 8.10.2014 (Az. VI R 82/13) betrifft nicht den in der Praxis 

relevanten Fall der Einreichung einer Steuererklärung beim FA per Telefax. Im Streitfall liegt vielmehr 

die Konstellation zugrunde, dass der Erklärende die Erklärung unterschreibt und das Schriftstück an 

einen Dritten faxt, der es sodann ausdruckt und im Auftrag des Steuerpflichtigen beim FA einreicht. 

Beide Fälle sind jedoch nach der Auffassung des BFH gleich zu behandeln. Somit ist für die Praxis 

entschieden, dass die ESt-Erklärung per Telefax rechtswirksam dem FA übermittelt werden kann. Für 

den fristgemäßen Eingang ist sodann der Empfang im Gerät des FA, nicht erst der Ausdruck, 

maßgebend. Soweit bisher in Verwaltungsanweisungen die Erklärungsabgabe durch Telefax nicht 

anerkannt wird, dürfte daran nicht festzuhalten sein. 

Abschließend hebt der BFH hervor, dass sich diese Grundsätze nicht ohne Weiteres auf 

Investitionszulagenanträge übertragen lassen. Hier genügt nach bisheriger Rechtsprechung die 

Übermittlung des eigenhändig unterzeichneten Antrags per Telefax nicht, da die steuerstrafrechtliche 

Verantwortung für den Inhalt des gestellten Antrags im Vordergrund steht. 

2. Einkommensteuer 2014: Veranlagung startet ab Mitte März 

FinMin Brandenburg v. 4.2.2015 

3. Ordnungsgemäße Buchführung im IT-Zeitalter 

Das BMF-Schreiben vom 14.11.2014 (IV A 4 - S 0316/13/10003) gilt für Veranlagungszeiträume, die 

nach dem 31.12.2014 beginnen. Es tritt an die Stelle der BMF-Schreiben vom 7.11.1995 und vom 

16.7.2001, das durch BMF-Schreiben vom 14.9.2012 geändert wurde. 

4. Elektronische Kontoauszüge: Aufbewahrung und Archivierung 
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LfSt Bayern 19.5.2014, S 0317.1.1 - 3/3 St 42; DStR 2014 S. 1341; StEd 2014 S. 414 

Eine Alternative zu den dargestellten Anforderungen kann die Vorhaltung des Kontoauszugs beim 

Kreditinstitut mit jederzeitiger Zugriffsmöglichkeit während der Aufbewahrungsfrist des § 147 Abs. 3 

AO sein. 

Häufig weisen Kreditinstitute in ihren Geschäftsbedingungen zum Onlinebanking ihre Kunden darauf 

hin, die Anerkennung des elektronischen Kontoauszugs sei mit dem zuständigen Finanzamt 

abzuklären. Die Beachtung einer ordnungsmäßigen Buchführung liegt in allen Fällen in der 

Verantwortung des Steuerpflichtigen. 

Im Privatkundenbereich (Steuerpflichtige ohne Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten – §§ 145 

AO ff.) besteht keine Aufbewahrungspflicht für Kontoauszüge. Hiervon ausgenommen sind aber wieder 

Steuerpflichtige, die keine Gewinneinkünfte erzielen und deren Summe der positiven 

Überschusseinkünfte mehr als 500.000 EUR im Kalenderjahr beträgt (§ 147a AO). 

5. Verletzung von Ermittlungspflichten: Finanzamt darf Bescheid nicht ändern. Oder doch? 

FG des Landes Sachsen-Anhalt, Urteil v. 22.5.2014, 1 K 237/12 

Liegen sowohl eine Verletzung der Ermittlungspflicht durch das Finanzamt als auch eine Verletzung 

der Mitwirkungspflicht durch den Steuerpflichtigen vor, sind die beiderseitigen Pflichtverletzungen 

grundsätzlich gegeneinander abzuwägen. In einem solchen Fall trifft in der Regel die 

Verantwortlichkeit den Steuerpflichtigen mit der Folge, dass der Steuerbescheid geändert werden 

kann. Etwas anderes gilt nur dann, wenn der Verstoß des Finanzamts gegen seine Ermittlungspflicht 

den Verstoß des Steuerpflichtigen gegen seine Mitwirkungspflicht deutlich überwiegt. 

6. Nach Teil-Einspruchsentscheidung kein erneuter Einspruch möglich 

Entscheidet das FA über Teile des Einspruchs (hier: außergewöhnliche Belastungen) durch 

Teileinspruchsentscheidung, ist dagegen somit nur die Klage (kein erneuter Einspruch) möglich. Über 

den Teilsteueranspruch kann mit der Klage eine finanzgerichtliche Entscheidung beantragt werden. 

Entscheidet das FA später abschließend über die übrigen Besteuerungsgrundlagen (hier: Reisekosten) 

kann dagegen eine weitere Klage erhoben werden. Wenn dann über die Klage gegen die 

Teileinspruchsentscheidung noch nicht entschieden ist, kann das FG die Verfahren verbinden. 

Im Streitfall (BFH, Urteil v. 18.9.2014, VI R 80/13, veröffentlicht am 19.11.2014) war dem BFH die 

Auslegung des erneuten Einspruchs im Sinne einer Klage nicht möglich. Denn die Eheleute waren 

fachkundig vertreten und die Rechtsmittelbelehrung in der Teileinspruchsentscheidung wies wohl auf 

die Klage hin und war damit korrekt. Wegen der nicht einfachen verfahrensrechtlichen Situation sollte 

in solchen Fällen allerdings mit einer entsprechenden Auslegung geholfen und ein erneuter 

"Einspruch" im Sinne einer Klage verstanden werden. Denn im Zweifel ist der Beteiligte bestrebt, von 

dem gegebenen Rechtsbehelf Gebrauch zu machen. Das wäre die Klage, die auch beim FA 

fristgerecht angebracht werden kann. 

7. Mindestlohn: Neue Dokumentationspflichten unbedingt beachten 

Dass die Mindestlohnbestimmungen auch eingehalten werden, ist Aufgabe der Finanzkontrolle 

Schwarzarbeit (FKS). Hierfür werden zusätzliche Stellen geschaffen. In den nächsten Jahren dürfen 

daher vermehrt Kontrollen zu erwarten sein. Ein regelmäßiger Informationsaustausch zwischen der 

FKS und den Trägern der Sozialversicherung, insbesondere den Betriebsprüfdiensten der 

Rentenversicherung, wird sichergestellt. 

8. Bilanzberichtigung: Subjektiver Fehlerbegriff wird aufgegeben 

BFH, Beschluss v. 31.1.2013, GrS 1/10, BStBl 2013 II S. 317 

OFD Niedersachsen, Verfügung v. 29.7.2014, S 2141 - 25 - St 221/St 222 
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Der Beschluss des Großen Senats des BFH ist in allen noch offenen Fällen anzuwenden. Die 

Grundsätze sind jedoch nur auf Rechtsfragen anzuwenden und nicht auf Tatsachenfragen zu 

übertragen. Für Tatsachenfragen gilt weiterhin der subjektive Fehlerbegriff. 

9. Land- und Forstwirtschaft: Wie wird eine Versicherungsentschädigung steuerlich 

berücksichtigt? 

Die im Schrifttum kontrovers behandelte Frage ist mit Urteil des BFH vom 25.9.2014 (Az. IV R 44/11, 

veröffentlicht am 19.11.2014) entschieden. Die Argumentation des BFH überzeugt. Wenn Gewinne 

aus der Auflösung einer Rücklage für Ersatzbeschaffung in den Durchschnittssatzgewinn 

einzubeziehen sind, wäre es nicht verständlich, vergleichbare Gewinne, für die keine Rücklage 

gebildet wurde, außer Betracht zu lassen. 

Wie der BFH weiter ausführt, lässt sich der Gesetzesbegründung zwar entnehmen, dass 

Entschädigungen, die nicht im Rahmen des § 13a Abs. 6 EStG erfasst werden, mit dem Grundbetrag 

abgegolten seien. Unter "Entschädigungen" fallen jedoch nach Auffassung des BFH nicht die 

außerordentlichen Ersatzleistungen für ein infolge höherer Gewalt ausgeschiedenes Wirtschaftsgut, 

sondern die in landwirtschaftlichen Betrieben regelmäßig anzutreffenden Zählungen für 

Wirtschaftserschwernisse oder zur Förderung bestimmter agrarpolitischer Ziele. Die Auslegung des 

BFH steht daher mit den Gesetzesmaterialien in Einklang. 

Die Sache wurde an das FG zurückverwiesen. Das FG hat noch festzustellen, in welcher Höhe und in 

welchem Veranlagungsjahr die Entschädigungszahlungen in den Durchschnittssatzgewinn 

einzubeziehen sind. 

10. Einspruch: Eine einfache E-Mail soll genügen 

FG Hessen, Urteil v. 2.7.2014, 8 K 1658/13, Rev. eingelegt, Az. beim: BFH III R 26/14 

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens (wird zurzeit vom BMF 

zusammen mit den obersten Finanzbehörden der Länder erarbeitet) 

11. Berichtigung bei Fehlbeurteilung des Vorsteuerabzugs 

Thüringer FG, Urteil v. 12.2.2014, 3 K 1025/11 

Wann eine Berichtigung im Wege des § 15a Abs. 1 UStG möglich ist, wird von BFH, Finanzverwaltung 

und Schrifttum unterschiedlich beantwortet. Das Urteil bietet dem Rechtsanwender einen geordneten 

Überblick über die verschiedenen Standpunkte und stellt auch die jeweilige Begründung dar. 

Das FG ließ die Revision zu, sodass sich nun der BFH mit der Thematik befassen wird. Ein 

Aktenzeichen des BFH-Verfahrens ist noch nicht bekannt. 

12. Investitionsabzugsbetrag: Berechnung der Betriebsgröße 

Thüringer FG, Urteil v. 25.9.2013, 3 K 947/11 

Das beklagte Finanzamt hat gegen das FG-Urteil Revision eingelegt (Az. des BFH: IV R 12/14). Es ist 

demnach damit zu rechnen, dass die Finanzverwaltung bei ihrer Rechtsauffassung bleibt und den 

Anspruch auf Investitionszulage dem Betriebsvermögen i. S. d. § 7g EStG zurechnet. Hiergegen 

gerichtete Einsprüche können gem. § 363 AO bis zur Entscheidung des BFH ruhen. 

13. Lohnsteuer-Nachschau: Wenn das Finanzamt spontan vorbeischaut 

BMF, Erlass zur Lohnsteuer-Nachschau v. 16.10.2014, IV C 5 - S 2386/09/10002:001. 

Der Arbeitgeber kann aufgrund der in der Lohnsteuer-Nachschau gewonnenen Erkenntnisse durch 

Lohnsteuer-Nachforderungsbescheid oder Lohnsteuer-Haftungsbescheid in Anspruch genommen 

werden. Die Lohnsteuer-Nachschau kann auch zu einer nachträglichen oder geänderten Lohnsteuer-

Anmeldung führen. 

14. Ausgleichszahlung für rechtswidrig geleistete Mehrarbeit ist Arbeitslohn 
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Das FG Münster (Urteil v. 31.3.2014, 1 K 2795/13 E) hat die Revision zugelassen, ein Aktenzeichen 

des BFH ist noch nicht bekannt. 

Da die Zahlung für mehrere Jahre gezahlt worden war, erkannte das FG eine ermäßigte Besteuerung 

nach § 34 Abs. 1 Satz 1 EStG an. Diese Regelung mildert Progressionsnachteile ab, die ein 

außerordentlich erhöhtes Einkommen bei regulärer Besteuerung auslöst. 

BVerwG, Urteil v. 27.7.2012, 2 C 29/11 

15. Wann Alkohol eine Kündigung rechtfertigt 

LAG Berlin-Brandenburg, Urteil v. 12.8.2014, 7 Sa 852/14; Vorinstanz: ArbG Berlin, Urteil v. 3.4.2014, 

24 Ca 8017/13 

16. Steuerberater darf Einspruch nicht eigenmächtig zurücknehmen 

Steuerberater können aus der Entscheidung des BGH (Urteil v. 25.9.2014, IX ZR 199/13) ableiten, 

dass sie Einspruchsrücknahmen stets mit ihrem Mandanten absprechen sollten. Für die Praxis kommt 

der hinreichenden Dokumentation dieser Rücksprache ein besonderes Gewicht zu. 

Die Entscheidung enthält ferner interessante Ausführungen zu der Frage, welche Fachzeitschriften ein 

Steuerberater (nicht) kennen muss. 

17. Wertminderung eines Grundstücks als Werbungskosten 

FG Köln, Urteil v. 30.4.2014, 7 K 821/09 

Die Wertminderung kann erst beurteilt werden, wenn feststeht, ob das Grundstück später noch einmal 

landwirtschaftlich genutzt wird. Es ist nämlich auch möglich, dass es nach Beendigung der 

nichtlandwirtschaftlichen Nutzung vom Eigentümer als Bauland, Industriegelände oder dergleichen 

verkauft wird. Angesichts dieser Unsicherheit ist es während der Dauer der Überlassung des 

Grundstücks zur Ausbeutung oder Aufschüttung nicht möglich, festzustellen, dass das Grundstück 

trotz der Verschlechterung der Ackerkrume für den Eigentümer eine Werteinbuße erleidet. 

18. Neues zum Reverse-Charge-Verfahren 

BMF, Schreiben v. 31.7.2014, IV A 3 - S 0354/14/10001/IV D 3 - S 7279/11/10002 

19. Voraussetzungen für Teilwertabschreibung bzw. Wertaufholung 

BMF, Schreiben v. 16.7.2014, IV C 6 - S 2171 - b/09/10002 

BFH, Urteile v. 21.9.2011, I R 89/10 und I R 7/11 

20. Firmenwagen: Bemessung der anteiligen Kosten bei Leasingsonderzahlung 

Die Argumentation des FG Berlin-Brandenburg (Urteil v. 11.12.2013, 9 K 9224/10) erscheint 

überzeugend. Gleichwohl lässt sich die Auffassung des BFH nicht sicher voraussehen. Noch 

unsicherer wird die Beurteilung, wenn der Arbeitgeber seinen Gewinn durch Überschussrechnung 

ermittelt und die Sonderzahlung in voller Höhe absetzen kann. 

 

 

Für weitere Fragen zu diesem Thema steht Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur Verfügung. 

Heiko Brand, Steuerberater 

Paul-Hartmann-Str. 61, 89522 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.stb-hdh.de 
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Wir möchten unseren Mandanten ein zuverlässiger Partner in allen Beratungssituationen sein, sei es bei der 
Beantwortung von Spezialfragen oder auch bei der Lösung komplexer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen 

 Steuerberatung  

 Existenzgründungen 

 Firmenumstrukturierungen 

 Sanierungen / Sanierungsgutachten 

 Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

 Coaching für Unternehmer

 
 

Sprechen Sie uns an! 
 

https://www.stb-hdh.de/

